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Ausschuss für Bildung und Soziales

Ausschussvorsitz: Constanze Schönermark (Hannover), Johanna Ebert (Hamburg)

Wie kann die EU Chancengleichheit auf dem europäischen Arbeitsmarkt unterstützen, um Jugendarbeitslosigkeit in Mitgliedsstaaten vorzubeugen und zu verringern?

Das Modell Europa Parlament,

A) besorgt, dass Jugendliche mit Migrationshintergrund durch sprachliche Defizite und Diskriminierung nicht ausreichend in den europäischen Arbeitsmarkt integriert werden
, 

B) alarmiert von stark ausgeprägter sozialer Reproduktion
,

C) beunruhigt über die mangelnde Fachkompetenz der Lehrkräfte in der EU, welche zu Nachteilen bei Jugendlichen auf dem europäischen Arbeitsmarkt führt,

D) daran erinnernd, dass in der EU keine Richtlinien für den Inhalt von Universitätsstudiengängen und Berufsausbildungen vorhanden sind,

E) das Ziel vor Augen, Berufe in denen Fachkräftemangel herrscht für Jugendliche attraktiver zu gestalten,

F) besorgt über die hohe Anzahl von Schulabbrechern und deren Perspektivlosigkeit in der EU,

G) bedauernd, dass zu wenig Zugänglichkeit zu hochwertigen Praktika besteht,

H) beunruhigt über die Tatsache, dass Studenten nicht mit den neuen Bologna-Studiengängen
 zurechtkommen, 

I)     beunruhigt über die Tatsache, dass Lese- und Rechtschreibdefizite bei bis zu 24,1% der Jugendlichen herrschen,


J)     mit Rücksicht auf die fehlenden anerkannten Kompetenzen in der EDV
 von privaten und offiziellen Lernerfahrungen des Europasses,

1. begrüßt das Angebot für sprachliche Weiterbildung durch Subventionierung; 

2. befürwortet anonyme Bewerbungen bei denen nur fachrelevante Qualifikationen angegeben werden müssen;

3. richtet die Werbekampagne SAET
;

4. unterstützt die Einführung einer EU-weiten Kindergartenpflicht;

5. plädiert für die einheitliche Anerkennung von europäischen Sprachzertifikaten;

6. zieht in Betracht, eine generelle Bildungssubvention in sozialen Brennpunkten durchzuführen;

7. drängt auf eine regelmäßige verpflichtende Fortbildung aller Lehrer in der EU durch Subventionen;

8. gründet ein Gremium zur Koordinierung der finanziellen Unterstützung für sozial Schwächere;

9. plädiert für die Einführung eines EU weiten Zertifikats, das in allen Mitgliedsstaaten anerkannt ist, mit dem Schulabschluss ausgehändigt wird und als Maßstab die „International Standart  Classification of Education“ hat;

10. drängt zusätzlich zu einem europaweiten von den Mitgliedsstaaten anerkannten Test zur Prüfung des Bildungsstandes unabhängig von den Bildungssystemen der Mitgliedsstaaten und darauf, dass zusätzliche Fortbildungsnachweise hinzugefügt werden können;

11. schlägt vor, dass spezielle Werbung in Form von gesonderten Förderungen und Unterstützungen im Bereich des Fachkräftemangels attraktiver gestaltet werden.

12. drängt zur einheitlichen Einführung der „Berufsfrühorientierung“;

13. befürwortet die Herausgabe eines Leitfadens zur Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshof bezüglich der Rechte mobiler Studierender;


14. bekräftigt die Arbeit des „Eurydice“;

15. beschließt eine Empfehlung des europäischen Rats zur Senkung der Schulabbrecherquote auszusprechen, die wirksame Politikmaßnahmen umfasst und präventiv agiert;

16. fordert die Beibehaltung der Schulpflicht bis zum Erlangen der Mittleren Reife, gleichzeitig aber auch die Einrichtung einer Schulpflicht bis zum Abschluss der Sekundarstufe II, die sich nur durch einen Ausbildungsplatz umgehen lässt;

17. hält es für notwendig das Duale System EU weit einzuführen;

18. befürwortet eine Initiative, die sich „Arbeit in der EU“ nennt und Jugendliche bei der Stellensuche, Wohnungssuche, finanziellen Lage und Integration berät und unterstützt;

19. hält vermehrte Steuervergünstigungen für Unternehmen mit besonders hochwertigen Praktikumsplätzen für notwendig;

20. plädiert dafür,  Unternehmen, die viele hochwertige Praktikumsplätze zur Verfügung stellen, durch „Geld für alle“ finanziell zu subventionieren;

21. wünscht, dass EU-weite Förderinstitute für Schüler mit Lese- und Rechtschreibschwächen eingerichtet werden;

22. beschließt die Kosten für Kurse bei nachgewiesener Rechtschreibschreib- oder Leseschwäche vollständig zu übernehmen;

23. hält die Einführung eines EU weiten Zertifikates über die Anerkennung von sowohl privaten als auch offiziellen EDV Kompetenzen für notwendig;

24.  richtet den Fonds „Geld für alle“ zur Finanzierung aller in dieser Resolution genannten finanziellen Unterstützungen ein;

25. fordert das Präsidium auf, die Resolution an das Europäische Parlament, die Kommission und den Ministerrat weiterzuleiten.

12. Modell Europa Parlament Deutschland


Berlin; 28.Februar bis 05. März 2011











�	 Migration sowohl innerhalb, als auch von außerhalb der EU


�	 Prozess des Wiederholungszwanges der Geburt in eine soziale Schicht


�	 Kürzung der Studienzeit bei gleichbleibendem Lehrstoff  20% der Studenten in der EU müssen für eine bestimmte Zeit in  einen anderen Mitgliedsstaat


�	 EDV= Elektronische Datenverarbeitung


�	ein Sprachliches Angebot für Europas Teenager





